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Vorwort zur 7. Auflage

Das Handelsgesetzbuch bildete den Ausgangspunkt für das heutige ausdifferenzier-
te private Wirtschaftsrecht und fasste bei seinem Inkrafttreten die hierfür geltenden 
Regeln in einer geschlossenen Kodifikation zusammen. Obwohl es durch die im 
weiteren Verlauf verabschiedeten Gesetzeswerke zum Gesellschaftsrecht, zum ge-
werblichen Rechtsschutz, zum Kartellrecht sowie zum Lauterkeitsrecht erheblich 
an praktischer Bedeutung eingebüßt hat, enthält es unverändert einen Kernbestand 
an Vorschriften, die für den Waren- und Güteraustausch von zentraler Bedeutung 
sind.

Die Prüfungsordnungen zur Juristenausbildung zählen deshalb das Handels-
recht aus gutem Grund unverändert zu dem sog. Pflichtfachstoff, der Gegenstand 
der staatlichen Prüfung ist. Zudem ist dieser regelmäßig auch in einen der Vertie-
fung des Pflichtfachstoffs dienenden Schwerpunktbereiche integriert. Sowohl für 
den Lernenden als auch für den Lehrenden resultiert hieraus stets aufs Neue die 
schwierige Abgrenzung zum Pflichtfachstoff, den alle Studierenden beherrschen 
müssen. Auch die vorhandene Studienliteratur ist hiervon deutlich gekennzeichnet. 
Sie neigt – von Ausnahmen abgesehen – z.T. zu einer Stofffülle, die zweifellos den 
Anforderungen an vertiefte Kenntnisse gerecht wird, diejenigen Studierenden aber, 
die sich wegen einer anderen Schwerpunktsetzung im Studium auf den Pflichtfach-
stoff beschränken wollen, angesichts der Vielzahl der zu beherrschenden Fächer im 
Hinblick auf die Quantität oftmals überfordert. Die Reaktion der Studierenden be-
steht nicht selten in einer Flucht zur Lücke. Insbesondere in mündlichen Prüfungen 
ist leider festzustellen, dass selbst durchschnittliche Kandidaten mit handelsrecht-
lichen Grundbegriffen nicht oder allenfalls unzureichend vertraut sind.

Der Ausweg aus diesem Dilemma liegt nicht darin, den Studierenden ein mit 
Schaubildern und Prüfungsschemata versehenes sowie von Fußnoten befreites 
„Handelsrecht light“ an die Hand zu geben. Eine Aufbereitung des Handelsrechts, 
die wissenschaftlichen Anforderungen genügt, ist weder „easy“ noch lässt es sich 
„leicht machen“ oder „schnell erfassen“. Soll die Wissenschaftlichkeit im Rah-
men des Jurastudiums nicht verloren gehen, kann die Alternative nur in der Stoff-
konzentration liegen, die den Studierenden insbesondere die Bezüge zu anderen 
Pflichtfächern aufzeigt und mit ihnen das Verständnis für das Zusammenwirken der 
verschiedenen Rechtsnormen in einer dem Anspruch auf „Einheit“ gerecht werden-
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den Rechtsordnung trainiert. Für das Handelsrecht bedeutet dies, dass dessen Ver-
zahnung mit dem Bürgerlichen Gesetzbuch im Vordergrund steht; Art. 2 EGHGB 
erhebt dies zum Prinzip und bietet die aus didaktischer Sicht reizvolle Gelegenheit, 
anhand einer speziellen privatrechtlichen Materie Strukturen der allgemeinen bür-
gerlich-rechtlichen Grundlagen zu wiederholen und den Einblick in deren Rege-
lungsmechanismen zu vertiefen (s. auch Petersen Jura 2013, 377 ff.).

Aus diesem Grunde entreichert dieses Lehrbuch das Handelsrecht bewusst um 
jene Materien, die sich zu weit von den Schnittstellen zum allgemeinen Privatrecht 
entfernen. Obwohl das Handelsrecht, das längst die engen Fesseln seiner ehrwür-
digen Kodifikation gesprengt hat, durch diese Stoffkonzentration unvollständig 
abgebildet wird, kann nur der Rückzug auf tragende Grundbegriffe und Struktur-
prinzipien die „richtige“ Antwort auf die selbst für Spezialisten kaum noch über-
schaubare Stofffülle sein, die sich zudem nahezu täglich durch neue literarische 
Beiträge, Rechtsvorschriften und Rechtsprechung ausweitet. Nicht die Anhäufung 
einer unendlichen Vielzahl von Fakten, die alle mehr oder weniger in der späteren 
Berufspraxis wichtig sind, sondern die wissenschaftliche Aufbereitung der Grund-
strukturen und der stete Blick auf die juristische Argumentation muss das Ziel ei-
ner Ausbildung sein, die ihren Anspruch auf Wissenschaftlichkeit nicht gänzlich 
preisgibt. Wegen des hier verfolgten Ziels einer Beschränkung auf den Pflichtfach-
stoff wurde auf eine wissenschaftliche Auseinandersetzung mit mancher reizvollen 
Streitfrage bewusst verzichtet. Für diejenigen Leser, die nach einer vertiefteren Pro-
blemeinsicht streben, bleibt deshalb der Griff zu den „großen“ Lehrbüchern und den 
mehrbändigen Großkommentaren unerlässlich.

Seit dem Erscheinen der Vorauflage sind vier Jahre verstrichen, in denen sich das 
Handelsrecht infolge der unverändert rasanten Tätigkeit der Gesetzgebung sowie 
der Rechtsprechung und des begleitenden Schrifttums ständig fortentwickelt hat. 
Das gilt nicht nur für das in diesem Lehrbuch fast vollständig ausgeblendete Bilanz-
recht, sondern auch für die Rechtsakte der Europäischen Union, die immer stärker 
auch auf das historisch gewachsene Handelsrecht einstrahlen. Die nunmehr vorge-
legte 7. Auflage des Lehrbuchs berücksichtigt die seit der Vorauflage eingetretenen 
Entwicklungen. Hierfür wurden Gesetzgebung, Literatur und Rechtsprechung bis 
Ende Dezember 2014 berücksichtigt und eingearbeitet. Auch für die 7. Auflage gilt 
mein Dank den Anregungen aus dem Kreise der Benutzer, die mir stets willkommen 
sind und, soweit konzeptionell vertretbar, eingearbeitet wurden.

Kiel, im Februar 2015� Hartmut Oetker
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